
ABKOMMEN

vom 1. September 1998

zwischen der Europäischen Zentralbank und den nationalen Zentralbanken der nicht dem
Euro-Währungsgebiet angehörenden Mitgliedstaaten über die Funktionsweise eines Wechsel-

kursmechanismus in der dritten Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion

DIE EUROPÄISCHE ZENTRALBANK (NACHFOLGEND
ALS ,,EZB‘‘ BEZEICHNET) UND DIE NATIONALEN
ZENTRALBANKEN DER NICHT DEM
EURO-WÄHRUNGSGEBIET ANGEHÖRENDEN
MITGLIEDSTAATEN (NACHFOLGEND ALS ,,NICHT
DEM EURO-WÄHRUNGSGEBIET ANGEHÖRENDE
NATIONALE ZENTRALBANKEN‘‘ BZW. ,,NICHT DEM
EURO-WÄHRUNGSGEBIET ANGEHÖRENDE

MITGLIEDSTAATEN‘‘ BEZEICHNET) —

in Erwägung nachstehender Gründe:

Der Europäische Rat hat in seiner Entschließung vom
16. Juni 1997 (nachfolgend als ,,Entschließung‘‘ bezeich-
net) die Errichtung eines Wechselkursmechanismus
(nachfolgend als ,,WKM II‘‘ bezeichnet) mit Beginn der
dritten Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion am
1. Januar 1999 beschlossen.

Dieser Entschließung zufolge

—Ùwird der WKM II das bisherige Europäische Wäh-
rungssystem ersetzen;

—Ùist ein stabiles wirtschaftliches Umfeld für das rei-
bungslose Funktionieren des Binnenmarktes und
mehr Investitionen, Wachstum und Beschäftigung
notwendig und daher im Interesse aller Mitgliedstaa-
ten. Der Binnenmarkt darf nicht durch Verzerrungen
der realen Wechselkurse oder übermäßige Schwan-
kungen der nominalen Wechselkurse zwischen dem
Euro und anderen EU-Währungen gefährdet wer-
den, da dies die Handelsströme zwischen den Mit-
gliedstaaten stören würde. Außerdem ist jeder Mit-
gliedstaat nach Artikel 109m des Vertrags zur Grün-
dung der Europäischen Gemeinschaft verpflichtet,
seine Wechselkurspolitik als eine Angelegenheit von
gemeinsamem Interesse zu behandeln;

—Ùwird der WKM II den nicht dem Euro-Währungsge-
biet angehörenden Mitgliedstaaten, die am WKM II
teilnehmen (nachfolgend als ,,teilnehmende, nicht
dem Euro-Währungsgebiet angehörende Mitglied-
staaten‘‘ bezeichnet), bei der Ausrichtung ihrer Wirt-
schaftspolitik auf Stabilität helfen, die Konvergenz
fördern und somit ihre Anstrengungen zur Einfüh-
rung des Euro unterstützen;

—Ùist die Teilnahme am WKM II für die nicht dem
Euro-Währungsgebiet angehörenden Mitgliedstaaten
freiwillig. Allerdings kann von den Mitgliedstaaten,
für die eine Ausnahmeregelung gilt, erwartet werden,
daß sie sich an dem Mechanismus beteiligen. Ein
Mitgliedstaat, der sich nicht von Anfang an am
WKM II beteiligt, kann dies zu einem späteren Zeit-
punkt tun;

—Ùwird der WKM II ohne Beeinträchtigung des von der
EZB und den nicht dem Euro-Währungsgebiet ange-
hörenden nationalen Zentralbanken vorrangig ver-
folgten Ziels der Gewährleistung der Preisstabilität
funktionieren;

—Ùwird für die Währung eines jeden teilnehmenden,
nicht dem Euro-Währungsgebiet angehörenden Mit-
gliedstaats (nachfolgend als ,,teilnehmende, nicht
dem Euro-Währungsgebiet angehörende Währung‘‘
bezeichnet) ein Leitkurs gegenüber dem Euro festge-
legt;

—Ùwird es eine Standardschwankungsbandbreite von
n 15Ø% bezogen auf die Leitkurse geben;

—Ùsollte sichergestellt werden, daß Leitkursanpassungen
rechtzeitig erfolgen, um spürbare Kursverzerrungen
zu vermeiden. Alle an diesem gemeinsamen Verfah-
ren zur Festlegung der Leitkurse beteiligten Parteien,
einschließlich der EZB, haben daher das Recht, ein
vertrauliches Verfahren zur Überprüfung der Leit-
kurse einzuleiten;

—Ùwerden Interventionen an den Interventionspunkten
grundsätzlich automatisch und in unbegrenzter Höhe
erfolgen, wobei eine sehr kurzfristige Finanzierung
zur Verfügung steht. Sowohl die EZB als auch die
nicht dem Euro-Währungsgebiet angehörenden na-
tionalen Zentralbanken, die am WKM II teilnehmen
(nachfolgend als ,,teilnehmende, nicht dem Euro-
Währungsgebiet angehörende nationale Zentralban-
ken‘‘ bezeichnet), können die Interventionen jedoch
aussetzen, wenn diese ihrem vorrangigen Ziel der
Gewährleistung der Preisstabilität zuwiderlaufen soll-
ten. Bei ihrer Entscheidung werden alle maßgeben-
den Faktoren, insbesondere die Notwendigkeit der
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Gewährleistung der Preisstabilität und das glaubwür-
dige Funktionieren des WKM II, gebührend berück-
sichtigt;

—Ùkann die wechselkurspolitische Zusammenarbeit noch
enger gestaltet werden, z.ØB. durch Ermöglichung ei-
ner entsprechend engeren Wechselkursanbindung
zwischen dem Euro und den teilnehmenden, nicht
dem Euro-Währungsgebiet angehörenden Währun-
gen, wenn und soweit dies im Licht der erzielten
Konvergenzfortschritte angemessen erscheint.

Interventionen sind als unterstützendes Instrument im
Verein mit anderen Maßnahmen, einschließlich geeigne-
ter, die wirtschaftliche Konvergenz und die Wechsel-
kursstabilität fördernder geld- und finanzpolitischer
Maßnahmen, einzusetzen. Es wird die Möglichkeit be-
stehen, im gegenseitigen Einvernehmen zwischen der
EZB und der jeweiligen teilnehmenden, nicht dem Euro-
Währungsgebiet angehörenden nationalen Zentralbank
parallel zu anderen geeigneten Maßnahmen — ein-
schließlich flexibler, von letzterer vorgenommener Zins-
maßnahmen — koordinierte intramarginale Interventio-
nen zu vereinbaren.

Ein hinreichendes Maß an Flexibilität ist notwendig, um
insbesondere dem unterschiedlichen Grad und Tempo
der wirtschaftlichen Konvergenz der nicht dem Euro-
Währungsgebiet angehörenden Mitgliedstaaten sowie ih-
ren unterschiedlichen Konvergenzstrategien Rechnung
zu tragen.

Dieses Abkommen schließt nicht aus, daß zwischen nicht
dem Euro-Währungsgebiet angehörenden Mitgliedstaa-
ten auf bilateraler Ebene zusätzliche Bandbreiten und In-
terventionsregelungen vereinbart werden —

HABEN FOLGENDE VEREINBARUNGEN GETROFFEN:

I.ÙLEITKURSE UND SCHWANKUNGSBANDBREITEN

Artikel 1

Bilaterale Leit- und Interventionskurse zwischen dem
Euro und den teilnehmenden, nicht dem Euro-Währungs-

gebiet angehörenden Währungen

1.1.ÚÙDie Vertragsparteien dieses Abkommens teilen
gemeinsam dem Markt die nach Maßgabe des in Absatz
2.3 der Entschließung festgelegten gemeinsamen Verfah-
rens vereinbarten bilateralen Leitkurse zwischen den teil-
nehmenden, nicht dem Euro-Währungsgebiet angehö-
renden Währungen und dem Euro sowie jegliche Ände-
rung dieser Leitkurse mit.

1.2.ÚÙNach Maßgabe der gemäß den Absätzen 2.1, 2.3
und 2.4 der Entschließung festgelegten Schwankungs-

bandbreiten bestimmen die EZB und die einzelnen teil-
nehmenden, nicht dem Euro-Währungsgebiet angehö-
renden nationalen Zentralbanken die bilateralen, oberen
und unteren Kurse für automatische Interventionen zwi-
schen dem Euro und der jeweiligen teilnehmenden, nicht
dem Euro-Währungsgebiet angehörenden Währung im
gegenseitigen Einvernehmen. Die EZB und die teilneh-
menden, nicht dem Euro-Währungsgebiet angehörenden
nationalen Zentralbanken teilen dem Markt diese Kurse,
die gemäß der Vereinbarung in Anhang I festgelegt wer-
den, gemeinsam mit.

II.ÙINTERVENTIONEN

Artikel 2

Allgemeine Bestimmungen

2.1.ÚÙInterventionen erfolgen grundsätzlich in Euro
und in den teilnehmenden, nicht dem Euro-Währungsge-
biet angehörenden Währungen. Die EZB und die teil-
nehmenden, nicht dem Euro-Währungsgebiet angehö-
renden nationalen Zentralbanken unterrichten sich ge-
genseitig über alle auf die Sicherung des Zusammenhalts
des WKM II abzielenden Devisenmarktinterventionen.

2.2.ÚÙDie EZB und die nicht dem Euro-Währungsge-
biet angehörenden nationalen Zentralbanken unterrich-
ten sich auch gegenseitig über sämtliche sonstigen Devi-
senmarktinterventionen.

Artikel 3

Interventionen an den Interventionspunkten

3.1.ÚÙInterventionen an den Interventionspunkten erfol-
gen grundsätzlich automatisch und in unbegrenzter
Höhe. Die EZB und die teilnehmenden, nicht dem Euro-
Währungsgebiet angehörenden nationalen Zentralbanken
können automatische Interventionen jedoch aussetzen,
wenn diese ihrem vorrangigen Ziel der Gewährleistung
der Preisstabilität zuwiderlaufen sollten.

3.2.ÚÙBei einer Entscheidung über die Aussetzung von
Interventionen trägt die EZB oder eine teilnehmende,
nicht dem Euro-Währungsgebiet angehörende nationale
Zentralbank auch sämtlichen anderen maßgeblichen Fak-
toren, einschließlich des glaubwürdigen Funktionierens
des WKM II, gebührend Rechnung. Die EZB und/oder
die jeweilige teilnehmende, nicht dem Euro-Währungs-
gebiet angehörende nationale Zentralbank treffen ihre
Entscheidungen auf der Grundlage der tatsächlichen Ge-
gebenheiten und beziehen dabei gegebenenfalls auch die
Schlußfolgerungen anderer zuständiger Gremien ein. Die
EZB und/oder die jeweilige teilnehmende, nicht dem
Euro-Währungsgebiet angehörende nationale Zentral-
bank unterrichten die jeweils betroffenen Währungsbe-
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hörden sowie die Währungsbehörden sämtlicher teilneh-
mender, nicht dem Euro-Währungsgebiet angehörender
Mitgliedstaaten so früh wie möglich und streng vertrau-
lich über Absichten, die Interventionen auszusetzen.

3.3.ÚÙFür Interventionen an den Interventionspunkten
wird ein Zahlungsverfahren ,,Zahlung nach Anschaf-
fung‘‘ nach Maßgabe von Anhang I eingeführt.

Artikel 4

Koordinierte intramarginale Interventionen

Die EZB und teilnehmende, nicht dem Euro-Währungs-
gebiet angehörende nationale Zentralbanken können ver-
einbaren, koordinierte intramarginale Interventionen
vorzunehmen.

Artikel 5

Vorherige Zustimmung zu Interventionen und sonstigen
Transaktionen

5.1.ÚÙDie vorherige Zustimmung der die Interventions-
währung emittierenden Zentralbank ist erforderlich,
wenn eine Zentralbank beabsichtigt, die betreffende
Währung im Zusammenhang mit nichtobligatorischen,
den An- oder Verkauf von teilnehmenden Währungen
umfassenden Interventionen — einschließlich einseitiger
intramarginaler Interventionen — in einem Umfang ein-
zusetzen, der einvernehmlich vereinbarte Höchstgrenzen
überschreitet.

5.2.ÚÙDie vorherige Zustimmung ist auch für sonstige,
mindestens eine der teilnehmenden, nicht dem Euro-
Währungsgebiet angehörenden Währungen oder den
Euro betreffenden Transaktionen erforderlich, wenn
diese eine Größenordnung erreichen, die eine Beeinflus-
sung der Wechselkursrelation zwischen den beiden be-
troffenen Währungen wahrscheinlich macht. In solchen
Fällen einigen sich die beiden betroffenen Zentralbanken
auf ein Vorgehen, das eventuelle Probleme minimiert,
und zwar einschließlich der Möglichkeit eines — voll-
ständigen oder teilweisen — Saldenausgleichs direkt zwi-
schen den beiden Zentralbanken.

III.ÙDIE SEHR KURZFRISTIGE FINANZIERUNGS-

FAZILITÄT

Artikel 6

Allgemeine Bestimmungen

6.1.ÚÙFür Interventionen in Euro und in teilnehmenden,
nicht dem Euro-Währungsgebiet angehörenden Währun-

gen räumen sich die EZB und die einzelnen teilnehmen-
den, nicht dem Euro-Währungsgebiet angehörenden na-
tionalen Zentralbanken gegenseitig sehr kurzfristige Kre-
ditfazilitäten ein. Die Erstlaufzeit eines sehr kurzfristigen
Finanzierungsgeschäfts beträgt drei Monate.

6.2.ÚÙDie im Rahmen dieser Fazilitäten zwischen der
EZB und den teilnehmenden, nicht dem Euro-Wäh-
rungsgebiet angehörenden nationalen Zentralbanken
vorgenommenen Finanzierungsgeschäfte erfolgen in
Form von Kassakäufen und -verkäufen der teilnehmen-
den Währungen, die zu entsprechenden, auf die Wäh-
rung des jeweiligen Gläubigers lautenden Forderungen
und Verbindlichkeiten führen. Die Wertstellung der Fi-
nanzierungsgeschäfte entspricht der Wertstellung der je-
weiligen Devisenmarktinterventionen. Die EZB führt
Buch über sämtliche im Rahmen dieser Fazilitäten
durchgeführten Transaktionen.

Artikel 7

Finanzierung von Interventionen an den
Interventionspunkten

7.1.ÚÙDie sehr kurzfristige Finanzierungsfazilität steht
grundsätzlich automatisch und in unbegrenztem Umfang
zur Finanzierung von Interventionen zur Verfügung, die
in teilnehmenden Währungen an den Interventionspunk-
ten vorgenommen werden.

7.2.ÚÙVor einem Rückgriff auf diese Fazilität hat die
kreditnehmende Zentralbank ihre Devisenreserven in an-
gemessenem Umfang einzusetzen.

7.3.ÚÙDie EZB und die teilnehmenden, nicht dem Euro-
Währungsgebiet angehörenden nationalen Zentralbanken
können eine weitere Inanspruchnahme der automati-
schen Finanzierung aussetzen, wenn diese ihrem vorran-
gigen Ziel der Gewährleistung der Preisstabilität zuwi-
derlaufen sollte. Die Aussetzung einer weiteren automa-
tischen Finanzierung unterliegt den Bestimmungen des
Artikels 3.2 dieses Abkommens.

Artikel 8

Finanzierung von intramarginalen Interventionen

Mit Zustimmung der die Interventionswährung emittie-
renden Zentralbank kann die sehr kurzfristige Finanzie-
rungsfazilität zur Finanzierung intramarginaler Interven-
tionen zur Verfügung gestellt werden, und zwar unter
den folgenden Voraussetzungen:

EZB • Compendium • 2002480



a)ÙDie Finanzierung darf den im Anhang II für die
Schuldnerzentralbank festgelegten Höchstbetrag ku-
mulativ nicht überschreiten.

b) Die Schuldnerzentralbank setzt ihre Devisenreserven
vor einem Rückgriff auf diese Fazilität in angemesse-
nem Umfang ein.

Artikel 9

Verzinsung

9.1.ÚÙDie im Rahmen der sehr kurzfristigen Finanzie-
rung ausstehenden Salden sind mit dem am Handelstag
der Erstfinanzierung für die Währung des Kreditgebers
geltenden repräsentativen inländischen Geldmarktsatz
für Dreimonatsgelder oder — im Fall einer Verlänge-
rung nach Artikel 10 und 11 dieses Abkommens — mit
dem am Erstfälligkeitstag des zu verlängernden Finanzie-
rungsgeschäfts für die Währung des Kreditgebers gelten-
den, repräsentativen inländischen Geldmarktsatz für
Dreimonatsgelder zu verzinsen.

9.2.ÚÙDie aufgelaufenen Zinsen sind in der Währung
des Kreditgebers am Erstfälligkeitstag oder gegebenen-
falls am Tag des vorzeitigen Ausgleichs eines Schuldsal-
dos zu zahlen. Im Fall einer Verlängerung der Finanzie-
rung nach Artikel 10 und 11 dieses Abkommens werden
die Zinsen zum Ende jeder Dreimonatsperiode kapitali-
siert und am Tag der endgültigen Tilgung des Schuldsal-
dos gezahlt.

9.3.ÚÙFür die Zwecke des Artikels 9.1 dieses Abkom-
mens teilt jede teilnehmende, nicht dem Euro-Währungs-
gebiet angehörende nationale Zentralbank der EZB ihren
repräsentativen inländischen Geldmarktsatz für Dreimo-
natsgelder mit. Die EZB verwendet einen repräsentativen
inländischen Geldmarktsatz für Euro-Gelder mit dreimo-
natiger Laufzeit und teilt diesen den teilnehmenden,
nicht dem Euro-Währungsgebiet angehörenden nationa-
len Zentralbanken mit.

Artikel 10

Automatische Verlängerung

Die Erstlaufzeit eines Finanzierungsgeschäfts kann auf
Ersuchen der Schuldnerzentralbank um drei Monate ver-
längert werden.

Allerdings darf dabei

a)Ùdie Erstlaufzeit lediglich einmal automatisch für
höchstens drei Monate verlängert werden und

b) die sich aus der Anwendung dieses Artikels ergebende
Gesamtverschuldung den im Anhang II für die
Schuldnerzentralbank festgelegten Höchstbetrag nicht
überschreiten.

Artikel 11

Verlängerung in gegenseitigem Einvernehmen

11.1.ÚÙJede Verbindlichkeit, die den im Anhang II
jeweils festgelegten Höchstbetrag übersteigt, kann mit
Zustimmung der Gläubigerzentralbank einmal um drei
Monate verlängert werden.

11.2.ÚÙJede bereits automatisch um drei Monate verlän-
gerte Verbindlichkeit kann mit Zustimmung der Gläubi-
gerzentralbank nochmals um weitere drei Monate ver-
längert werden.

Artikel 12

Vorzeitige Tilgung

Jeder Schuldsaldo aus der Anwendung der Artikel 6, 10
und 11 dieses Abkommens kann auf Ersuchen der
Schuldnerzentralbank jederzeit vorzeitig ausgeglichen
werden.

Artikel 13

Aufrechnung gegenseitiger Forderungen und
Verbindlichkeiten

Gegenseitige Forderungen und Verbindlichkeiten der
EZB und einer teilnehmenden, nicht dem Euro-Wäh-
rungsgebiet angehörenden nationalen Zentralbank aus
den in den Artikeln 6 bis 12 vorgesehenen Operationen
können im gegenseitigen Einvernehmen gegeneinander
aufgerechnet werden.

Artikel 14

Saldenausgleichsinstrumente

14.1.ÚÙBei Fälligkeit oder vorzeitiger Tilgung eines
Finanzierungsgeschäfts erfolgt der Saldenausgleich
grundsätzlich in der Währung des Kreditgebers.

14.2.ÚÙDiese Bestimmung steht anderen zwischen der
Gläubiger- und der Schuldnerzentralbank vereinbarten
Formen des Saldenausgleichs nicht entgegen.

IV.ÙENGERE WECHSELKURSPOLITISCHE

ZUSAMMENARBEIT

Artikel 15

Engere wechselkurspolitische Zusammenarbeit

15.1.ÚÙDie wechselkurspolitische Zusammenarbeit zwi-
schen den teilnehmenden, nicht dem Euro-Währungsge-
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biet angehörenden nationalen Zentralbanken und der
EZB kann noch enger gestaltet werden; auf Betreiben ei-
nes daran interessierten, teilnehmenden, nicht dem Euro-
Währungsgebiet angehörenden Mitgliedstaats kann im
Einzelfall insbesondere eine engere Wechselkursanbin-
dung vereinbart werden.

15.2.ÚÙAuf Antrag eines teilnehmenden, nicht dem
Euro-Währungsgebiet angehörenden Mitgliedstaats kön-
nen im Einzelfall nach Maßgabe des in Absatz 2.4 der
Entschließung dargelegten Verfahrens förmlich verein-
barte engere Schwankungsbandbreiten als die Standard-
bandbreite festgelegt werden, die grundsätzlich durch
automatische Interventionen und deren Finanzierung ge-
stützt werden.

15.3.ÚÙDie EZB und teilnehmende, nicht dem Euro-
Währungsgebiet angehörende nationale Zentralbanken
können auch andere Formen einer engeren Wechselkurs-
anbindung mit informellem Charakter vereinbaren.

V.ÙÜBERWACHUNG DER FUNKTIONSWEISE DES

SYSTEMS

Artikel 16

Aufgaben des Erweiterten Rates der EZB

16.1.ÚÙDer Erweiterte Rat der EZB überwacht das
Funktionieren des WKM II und dient als Forum sowohl
für die Koordinierung der Geld- und Wechselkurspoliti-
ken als auch für die Verwaltung des in diesem Abkom-
men festgelegten Interventions- und Finanzierungsme-
chanismus. Er hat die Tragfähigkeit der Wechselkurs-
relationen zwischen den einzelnen teilnehmenden, nicht
dem Euro-Währungsgebiet angehörenden Währungen
und dem Euro laufend eng zu überwachen.

16.2.ÚÙDer Erweiterte Rat der EZB überprüft die An-
wendungsbedingungen dieses Abkommens regelmäßig im
Licht der gesammelten Erfahrungen.

Artikel 17

Überprüfung der Leitkurse und der Teilnahme an
engeren Schwankungsbandbreiten

17.1.ÚÙSämtliche Beteiligten an der einvernehmlich
nach Maßgabe des Absatzes 2.3 der Entschließung ge-
troffenen Vereinbarung, einschließlich der EZB, haben
das Recht, ein vertrauliches Verfahren zur Überprüfung
der Leitkurse einzuleiten.

17.2.ÚÙIm Fall formell vereinbarter, engerer Schwan-
kungsbandbreiten als die Standardbandbreite haben
sämtliche Beteiligten an der nach Maßgabe des Absatzes
2.4 der Entschließung gemeinsam getroffenen Entschei-
dung, einschließlich der EZB, das Recht, eine vertrauli-
che Überprüfung der Angemessenheit der Teilnahme der
jeweiligen Währung an der engeren Bandbreite einzulei-
ten.

VI.ÙNICHTTEILNAHME

Artikel 18

Geltungsbereich

Die Bestimmungen der Artikel 1, 2.1, 3, 4, 6 bis 15 und
17 dieses Abkommens gelten nicht für jene nicht dem
Euro-Währungsgebiet angehörende nationale Zentral-
banken, die nicht am WKM II teilnehmen.

Artikel 19

Zusammenarbeit im Rahmen des Konzertationsverfahrens

Nicht dem Euro-Währungsgebiet angehörende nationale
Zentralbanken, die nicht am WKM II teilnehmen, arbei-
ten mit der EZB und den teilnehmenden, nicht dem
Euro-Währungsgebiet angehörenden nationalen Zentral-
banken bei der Konzertation und beim Austausch der
sonstigen, zur Sicherung des ordnungsgemäßen Funktio-
nierens des WKM II erforderlichen Informationen zu-
sammen.

VII.ÙSCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 20

Schlußbestimmungen

20.1.ÚÙDieses Abkommen tritt mit Wirkung vom 1. Ja-
nuar 1999 an die Stelle des durch die Akte vom 10. Juni
1985 bzw. 10. November 1987 geänderten Abkommens
vom 13. März 1979 über die Funktionsweise des Euro-
päischen Währungssystems.

20.2.ÚÙDieses Abkommen wird jeweils in einer ord-
nungsgemäß unterzeichneten Urschrift in Deutsch, Eng-
lisch und Französisch erstellt. Die EZB, die die Urschrif-
ten verwahrt, leitet jeder Zentralbank eine beglaubigte
Abschrift der drei Sprachfassungen zu. Das Abkommen
wird in alle anderen Amtssprachen der Gemeinschaft
übersetzt und in der Serie C des Amtsblatts der Europäi-
schen Gemeinschaften veröffentlicht.
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ANHANG I

VEREINBARUNG ÜBER DIE BEKANNTGABE VON KURSEN FÜR DIE AM WKM II TEIL-
NEHMENDEN WÄHRUNGEN UND ZAHLUNGSVERFAHREN ,,ZAHLUNG NACH ANSCHAF-

FUNG‘‘ BEI INTERVENTIONEN AN DEN INTERVENTIONSPUNKTEN

A.ÙVereinbarung über die Bekanntgabe von Kursen

Die Bezugswährung für die Bekanntgabe der bilateralen Leitkurse sämtlicher Währungen von am WKM II
teilnehmenden, nicht dem Euro-Währungsgebiet angehörenden Mitgliedstaaten ist der Euro. Die Kurse für
sämtliche Währungen werden mit sechs signifikanten Stellen bezogen auf 1 Euro angegeben.

Die vorliegende Vereinbarung gilt ferner für die Bekanntgabe der oberen und unteren Interventionspunkte
zwischen dem Euro und den am WKM II teilnehmenden, nicht dem Euro-Währungsgebiet angehörenden
Währungen. Die Festlegung der Interventionspunkte erfolgt durch Addition bzw. Subtraktion der verein-
barten prozentualen Bandbreiten zu den bzw. von den bilateralen Leitkursen. Die solchermaßen errechne-
ten Kurse werden auf sechs signifikante Stellen gerundet.

B.ÙZahlungsverfahren ,,Zahlung nach Anschaffung‘‘

Das Zahlungsverfahren ,,Zahlung nach Anschaffung‘‘ wird bei Interventionen an den Interventionspunkten
sowohl von der EZB als auch den dem Euro-Währungsgebiet angehörenden nationalen Zentralbanken
angewandt. Für die am WKM II teilnehmenden, nicht dem Euro-Währungsgebiet angehörenden nationa-
len Zentralbanken gilt das Zahlungsverfahren ,,Zahlung nach Anschaffung‘‘, wenn diese als Korresponden-
ten der dem Euro-Währungsgebiet angehörenden nationalen Zentralbanken und der EZB nach Maßgabe
dieses Anhangs fungieren. Es steht den am WKM II teilnehmenden, nicht dem Euro-Währungsgebiet an-
gehörenden nationalen Zentralbanken jedoch frei, das gleiche Zahlungsverfahren ,,Zahlung nach Anschaf-
fung‘‘ zur Zahlungsabwicklung bei Interventionen an den Interventionspunkten anzuwenden, die sie auf
eigene Rechnung vornehmen.

i) Allgemeine Grundsätze

—ÙDas Zahlungsverfahren ,,Zahlung nach Anschaffung‘‘ wird bei Interventionen an den Interventions-
punkten im Rahmen des WKM II zwischen dem Euro und den Währungen der am WKM II teil-
nehmenden, nicht dem Euro-Währungsgebiet angehörenden Mitgliedstaaten angewandt.

—ÙGeschäftspartner, die die Teilnahme an Interventionen an den Interventionspunkten im Rahmen des
WKM II wünschen, haben ein Konto bei der entsprechenden nationalen Zentralbank zu unterhalten
sowie die Einrichtung einer SWIFT-Adresse und/oder den Austausch bestätigter Telexschlüssel mit
der betreffenden nationalen Zentralbank oder der EZB vorzusehen. Darüber hinaus können teil-
nahmeberechtigte Geschäftspartner Interventionen an den Interventionspunkten im Rahmen des
WKM II auch direkt mit der EZB abwickeln.

—ÙDie am WKM II teilnehmenden, nicht dem Euro-Währungsgebiet angehörenden nationalen Zen-
tralbanken fungieren als Korrespondenten der dem Euro-Währungsgebiet angehörenden nationalen
Zentralbanken und der EZB.

—ÙErfolgt eine Intervention an den Interventionspunkten, gibt die betreffende nationale Zentralbank
oder die EZB die Zahlung für eine bestimmte Transaktion erst frei, nachdem sie vom jeweiligen
Korrespondenten die Bestätigung über die Gutschrift des entsprechenden Betrags auf ihrem Konto
erhalten hat. Die Geschäftspartner werden zur fristgemäßen Zahlung aufgefordert, damit die natio-
nalen Zentralbanken und die EZB ihren diesbezüglichen Zahlungsverpflichtungen nachkommen
können. Die Geschäftspartner werden daher zur Zahlung vor Ablauf einer festgelegten Zahlungsfrist
aufgefordert.

ii) Frist für Zahlungseingänge von Geschäftspartnern

Die Geschäftspartner leisten Interventionszahlungen spätestens bis 13 Uhr EZB-Ortszeit (MEZ) am
Wertstellungstag.
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ANHANG II

HÖCHSTGRENZEN FÜR DEN ZUGANG ZU DER IN DEN ARTIKELN 8, 10 UND 11 DES AB-
KOMMENS VOM 1. SEPTEMBER 1998 GENANNTEN SEHR KURZFRISTIGEN FINANZIE-

RUNGSFAZILITÄT

Mit Wirkung vom 1. Januar 1999

(in Mio. Euro)

An diesem Abkommen beteiligte
Zentralbanken

Höchstgrenzen (Î)

Danmarks Nationalbank 520

Bank von Griechenland 300

Sveriges Riksbank 990

Bank of England 3Ø480

Europäische Zentralbank null

Dem Euro-Währungsgebiet angehörende
Zentralbanken

Höchstgrenzen

Nationale Bank van Belgiñ/Banque Nationale de
Belgique

null

Deutsche Bundesbank null

Banco de Espaýa null

Banque de France null

Central Bank of Ireland null

Banca d’Italia null

Banque centrale du Luxembourg null

De Nederlandsche Bank null

Oesterreichische Nationalbank null

Banco de Portugal null

Suomen Pankki null

(Î)ÙIm Fall der Zentralbanken, die nicht am WKM II teilnehmen, sind die angegebenen Höchstgrenzen fiktive Werte.

EZB • Compendium • 2002484



ABKOMMEN

vom 14. September 2000

zwischen der Europäischen Zentralbank und den nationalen Zentralbanken der nicht dem Euro-
Währungsgebiet angehörenden Mitgliedstaaten zur ˜nderung des Abkommens vom 1. September
1998 über die Funktionsweise eines Wechselkursmechanismus in der dritten Stufe der Wirtschafts-

und Währungsunion

DIE EUROP˜ISCHE ZENTRALBANK (NACHFOLGEND ALS ÐEZB� BE-
ZEICHNET) UND DIE NATIONALEN ZENTRALBANKEN DER NICHT
DEM EURO-W˜HRUNGSGEBIET ANGEHÖRENDEN MITGLIEDSTAA-
TEN (NACHFOLGEND ALS ÐNICHT DEM EURO-W˜HRUNGSGEBIET
ANGEHÖRENDE NATIONALE ZENTRALBANKEN� BZW. ÐNICHT
DEM EURO-W˜HRUNGSGEBIET ANGEHÖRENDE MITGLIEDSTAA-
TEN� BEZEICHNET) �

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Europäische Rat hat in seiner Entschließung vom 16.
Juni 1997 (nachfolgend als ÐEntschließung� bezeichnet) die
Errichtung eines Wechselkursmechanismus (nachfolgend als
ÐWKM II� bezeichnet) mit Beginn der dritten Stufe der
Wirtschafts- und Währungsunion am 1. Januar 1999 be-
schlossen.

(2) Dieser Entschließung zufolge ist der WKM II so konzipiert,
dass er den nicht dem Euro-Währungsgebiet angehörenden
Mitgliedstaaten, die am WKM II teilnehmen, bei der Aus-
richtung ihrer Wirtschaftspolitik auf Stabilität hilft, Konver-
genz fördert und somit ihre Anstrengungen zur Einführung
des Euro unterstützt.

(3) Die Republik Griechenland � als ein Mitgliedstaat, für den
eine Ausnahmeregelung gilt � hat sich von Anfang an am
WKM II beteiligt. Die Bank von Griechenland ist Vertrags-
partei des Abkommens vom 1. September 1998 zwischen
der EZB und den nicht dem Euro-Währungsgebiet angehö-
renden nationalen Zentralbanken über die Funktionsweise
des WKM II (nachfolgend als ÐAbkommen der Zentralban-
ken über den WKM II� bezeichnet).

(4) Die Entscheidung 2000/427/EG des Rates vom 19. Juni
2000 gemäß Artikel 122 Absatz 2 des Vertrages zur Grün-
dung der Europäischen Gemeinschaft über die Einführung
der Einheitswährung durch Griechenland am 1. Januar
2001 (1) hebt die für die Republik Griechenland (2) geltende
Ausnahmeregelung auf. Ab dem 1. Januar 2001 ist der
Euro die Währung der Republik Griechenland. Ab diesem
Zeitpunkt wird die Bank von Griechenland nicht mehr Ver-
tragspartei des Abkommens der Zentralbanken über den
WKM II sein.

(5) Daher ist es erforderlich, das Abkommen der Zentralban-
ken über den WKM II zu ändern, um der Aufhebung der
für die Republik Griechenland geltenden Ausnahmerege-
lung Rechnung zu tragen �

HABEN FOLGENDE VEREINBARUNGEN GETROFFEN:

Artikel 1

˜nderung zum Abkommen der Zentralbanken über den
WKM II

1.1 Die Bank von Griechenland ist mit Wirkung vom 1.
Januar 2001 nicht mehr Vertragspartei des Abkommens der
Zentralbanken über den WKM II.

1.2 Anhang II zum Abkommen der Zentralbanken über den
WKM II wird dahingehend geändert, dass der Hinweis auf die
Bank von Griechenland in der Rubrik mit der Überschrift ÐAn
diesem Abkommen beteiligte Zentralbanken� gestrichen wird
und dass in der Rubrik mit der Überschrift ÐDem Euro-Wäh-
rungsgebiet angehörende Zentralbanken� ein Hinweis auf die
Bank von Griechenland mit einer Höchstgrenze von null einge-
fügt wird.

Artikel 2

Schlussbestimmungen

2.1 Das vorliegende Abkommen ändert das Abkommen der
Zentralbanken über den WKM II mit Wirkung vom 1. Januar
2001.

2.2 Dieses Abkommen wird jeweils in einer ordnungsgemäß
unterzeichneten Urschrift in Deutsch, Englisch und Französisch
erstellt. Die EZB, die die Urschriften verwahrt, leitet jeder Zen-
tralbank eine beglaubigte Abschrift der drei Sprachfassungen
zu. Das Abkommen wird in alle anderen Amtssprachen der
Gemeinschaft übersetzt und in der Serie C des Amtsblatts der
Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht.

(1) ABl. C 345 vom 13.11.1998, S. 6.
(2) ABl. L 167 vom 7.7.2000, S. 19.

* ABl. C 362 vom 16. 12. 2000, S. 11.

*
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7 Finanzieller Beistand



BESCHLUSS DER EUROPÄISCHEN ZENTRALBANK

vom 1. Dezember 1998

über die Erfüllung von bestimmten Aufgaben der Europäischen Zentralbank in Bezug auf mittelfristigen finan-
ziellen Beistand zur Stützung der Zahlungsbilanzen der Mitgliedstaaten

(EZB/1998/NP15)

DER ERWEITERTE RAT DER EZB —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft (nachfolgend als „Vertrag“ bezeichnet), insbeson-
dere auf Artikel 109 l Absatz 2,

gestützt auf die Satzung des Europäischen Währungsinstituts (nachfolgend als „Satzung des EWI“ bezeichnet), insbeson-
dere auf Artikel 6.1 dritter Gedankenstrich,

gestützt auf die Satzung des Europäischen Systems der Zentralbanken und der Europäischen Zentralbank (nachfolgend als
„Satzung“ bezeichnet), insbesondere auf Artikel 47.1 erster Gedankenstrich,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Beschluss Nr. 8/95 vom 2. Mai 1995 des Rates des Europäischen Währungsinstituts (Rat des EWI) erfüllt
das Europäische Währungsinstitut (EWI) die in Artikel 11 der Verordnung (EWG) Nr. 1969/88 des Rates vom 24.
Juni 1988 genannten Aufgaben.

(2) Gemäß Beschluss EZB/1998/NP2 vom 23. Juni 1998 behält der Beschluss Nr. 8/95 seine Gültigkeit und ist in
seiner Gesamtheit weiterhin bis spätestens dem Tag unmittelbar vor dem ersten Tag der dritten Stufe anzuwenden.

(3) Zwei mittelfristige Darlehen, die Italien gemäß Verordnung (EWG) Nr. 1969/88 von der Europäischen Gemein-
schaft gewährt wurden, sind im Jahr 2000 fällig.

(4) Die Europäische Zentralbank (EZB) führt die Erfüllung der Aufgaben des EWI in Hinblick auf die Verwaltung von
Anleihe- und Darlehensgeschäften im Rahmen des mittelfristigen finanziellen Beistandes zur Stützung der
Zahlungsbilanzen der Mitgliedstaaten fort. Zur Verwaltung der mittelfristigen finanziellen Beistandsmaßnahmen ist
es für die EZB erforderlich, dass der Beschluss Nr. 8/95 ab dem ersten Tag der dritten Stufe weiterhin anwendbar
ist —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS GEFASST:

Artikel 1

(1) Vorbehaltlich des Absatzes 2 behält der Beschluss Nr. 8/95, der gemäß Beschluss EZB/1998/NP2 seine Gültigkeit
behält und in seiner Gesamtheit bis zu dem Tag unmittelbar vor dem ersten Tag der dritten Stufe anzuwenden ist, seine
Gültigkeit und ist weiterhin ab dem ersten Tag der dritten Stufe anzuwenden.

(2) In den Artikeln des Beschlusses Nr. 8/95, auf den in Absatz 1 Bezug genommen wird, ist der Begriff „EWI“ als
„EZB“ zu verstehen.

Artikel 2

Das Direktorium der EZB trifft die erforderlichen Maßnahmen für das Inkrafttreten dieses Beschlusses.

Geschehen zu Frankfurt am Main am 1. Dezember 1998.

Der Präsident der EZB

Willem F. DUISENBERG

* ABl. L 55 vom 24. 2. 2001, S. 76. Anhang V zu Beschluss EZB/2000/12. Siehe S. 509.

*
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EUROPÄISCHES WÄHRUNGSINSTITUT

Beschluss NR. 8/95

zur Verwaltung der im Rahmen des Mechanismus für mittelfristigen Währungsbeistand von der Europäischen
Gemeinschaft abgeschlossenen Anleihe- und Darlehensgeschäfte

DER RAT DES EUROPÄISCHEN WÄHRUNGSINSTITUTS (nachfolgend als „EWI-Rat“ bezeichnet) —

gestützt auf Artikel 6.1 der Satzung des EWI,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 6.1 dritter Gedankenstrich seiner Satzung ist das EWI verpflichtet, die in Artikel 11 der Verord-
nung (EWG) Nr. 1969/88 des Rates vom 24. Juni 1988 zur Einführung eines einheitlichen Systems des
mittelfristigen Beistands zur Stützung der Zahlungsbilanzen der Mitgliedstaaten (1) aufgeführten Funktionen zu
übernehmen.

(2) Das EWI hat die zur eigenständigen Übernahme dieser Funktionen erforderliche Infrastruktur geschaffen —

HAT EINSTIMMIG FOLGENDEN BESCHLUSS GEFASST:

Artikel 1

Das EWI erfüllt die in Artikel 11 der Verordnung (EWG) Nr. 1969/88 genannten Aufgaben auf die in den nachfolgenden
Artikeln 2 bis 8 dargelegte Weise.

Artikel 2

Der Zahlungsverkehr im Zusammenhang mit den Anleihe- und Darlehensgeschäften der Europäischen Gemeinschaft
erfolgt über Konten, die das EWI im Namen der Europäischen Gemeinschaft eröffnet.

Artikel 3

Beträge, die das EWI für Rechnung der Europäischen Gemeinschaft im Rahmen der von dieser vereinbarten Anlagege-
schäfte erhält, sind mit gleicher Wertstellung auf das von der Zentralbank des endbegünstigten Landes genannte Konto zu
überweisen.

Beträge, die das EWI für Rechnung der Europäischen Gemeinschaft entweder als Zins- oder Tilgungszahlungen von dem
endbegünstigten Land oder von den an einer eventuellen Refinanzierung beteiligten Mitgliedstaaten erhält, sind mit
gleicher Wertstellung auf die von den Anleihegläubigern der Europäischen Gemeinschaft angegebenen Konten zu
überweisen.

Leistet ein Mitgliedstaat, der vorübergehend ganz oder teilweise von einer fälligen Zahlung oder der Beteiligung an einer
Refinanzierung freigestellt worden war, seinen Anteil an die Europäische Gemeinschaft, so sind diese Beträge mit gleicher
Wertstellung auf die von den Zentralbanken der an der Refinanzierung beteiligten Mitgliedstaaten angegebenen Konten zu
überweisen, und zwar im Verhältnis zur Höhe ihrer jeweiligen Forderungen gegenüber der Europäischen Gemeinschaft.

Artikel 4

Für jedes Anleihe- und Darlehensgeschäft eröffnet das EWI folgende Konten in seinen Büchern:

1. Ein Nostrokonto mit der Bezeichnung „Guthaben in… bei…“, für die für Rechnung der Europäischen Gemeinschaft
erhaltenen Zahlungen.

2. Ein Passivkonto als Gegenkonto zu dem in Absatz 1 genannten Konto.

3. Ein Zwischenkonto mit der Bezeichnung „Anleiheschulden der Gemeinschaft“, gegebenenfalls untergliedert nach den
verschiedenen Anleihegläubiger-Mitgliedstaaten.

4. Gegebenenfalls ein Zwischenkonto mit der Bezeichnung „Anleiheschulden der Gemeinschaft aus der Refinanzierung
der Gemeinschaftsanleihen“, untergliedert nach den verschiedenen Anleihegläubiger-Mitgliedstaaten.

5. Ein Zwischenkonto mit der Bezeichnung „Forderungen der Gemeinschaft aus Darlehen“.

(1) ABl. L 178 vom 8.7.1988, S. 1.

Anlage
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Die in Absatz 1 und 2 genannten Konten sind in der für die jeweilige Zahlung verwendeten Währung, und die in Absatz
3 bis 5 aufgeführten Konten in der Währung der entsprechenden Verträge zu führen.

Artikel 5

Das EWI verbucht die in Artikel 3 genannten Finanzgeschäfte mit entsprechender Wertstellung durch Belastung bzw.
Gutschrift auf den oben aufgeführten Konten.

Artikel 6

Das EWI überwacht die in den Anleihe- und Darlehensverträgen vorgesehenen Fälligkeitstermine für die Zins- und
Tilgungszahlungen.

Das EWI weist die Zentralbank des Schuldner-Mitgliedstaats 15 Werktage vor jedem Fälligkeitstermin auf die bevorste-
hende Fälligkeit hin.

Artikel 7

Das EWI unterrichtet die Kommission unverzüglich über alle Geschäfte, die es für Rechnung der Europäischen Gemein-
schaft ausgeführt hat.

Diese Mitteilungen sind an die Generaldirektion Wirtschaft und Finanzen der Europäischen Kommission zu richten.

Artikel 8

Am Ende eines jeden Kalenderjahres erstellt das EWI einen Bericht zur Unterrichtung der Europäischen Kommission über
die Finanzgeschäfte, die es im Laufe dieses Jahres im Zusammenhang mit den Anleihe- und Darlehensgeschäften
ausgeführt hat. Diesem Bericht ist eine Aufstellung der Forderungen und Verbindlichkeiten der Europäischen Gemein-
schaft aus diesen Anleihe- und Darlehensgeschäften beizufügen.

Artikel 9

Dieser Beschluss tritt mit Wirkung vom 15. Mai 1995 in Kraft.

Geschehen zu Frankfurt am Main am 2. Mai 1995.

Für den Rat des EWI

Der Präsident

A. LAMFALUSSY
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